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Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Freistaat Bayern
Sozialgericht Bayerisches Landessozialgericht
Sachgebiet Unfallversicherung
Abteilung 2
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren Klage

Klageabsicht
Frist
Auslegung

Leitsätze Verwirklicht sich die Vorstellung des BSG
nicht, dass man bei berechtigten Zweifeln
an der Klageabsicht von einem vernünftig
handelnden Kläger auszugehen habe und
zu unterstellen sei, dass eine Rückfrage
der Beklagten bei noch offener Frist so
gut wie sicher die rechtzeitige
Klarstellung der Klageabsicht zur Folge
hätte, und stellt die Klägerin bei 3maliger
Rückfrage nicht klar, dass eine Klage
beabsichtigt war sondern bekundet ihren
Willen zur Klage erst nach Fristablauf,
liegt eine verfristete Klage vor.

Normenkette SGG § 90
SGG § 92
SGG § 87

1. Instanz

Aktenzeichen S 10 U 5016/03
Datum 17.06.2003

2. Instanz

Aktenzeichen L 2 U 238/03
Datum 23.06.2004

3. Instanz

Datum -

I. Die Berufung der KlÃ¤gerin gegen den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts
Regensburg vom 17.06.2003 wird zurÃ¼ckgewiesen.
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II. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.
III. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Die 1944 geborene KlÃ¤gerin stÃ¼rzte am 18.07.1995 beim KirschenpflÃ¼cken
vom Baum.

Der Durchgangsarzt, der Chirurg Privatdozent Dr.S. , diagnostizierte eine schwere
Commotio cerebri sowie eine Fraktur BWK 12 und LWK 1. Nach stationÃ¤rer
Behandlung der KlÃ¤gerin vom 18.07. bis 02.08.1995 stellte Dr.S. die Diagnose
stabile Kompressionsfraktur BWK 12 und LWK 1. Im Gutachten vom 31.01. 1996
fÃ¼hrte er aus, es bestÃ¼nden noch glaubhafte Hinterkopfschmerzen als Folgen
der Commotio cerebri sowie Klopf- und Druckschmerz am BWS-LWS-Ã�bergang,
radiologische VerÃ¤nderungen mit geringen Segmentkyphosen bei knÃ¶cherner
Ausheilung und glaubhafte belastungsabhÃ¤ngige Beschwerden. Die MdE sei bis
zum Dezember 1995 mit 20 v.H. zu bewerten.

Die Beklagte gewÃ¤hrte mit Bescheid vom 04.03.1996 eine einmalige vorlÃ¤ufige
Rente fÃ¼r die Zeit vom 23.10.1995 bis 10.12.1995 nach einer MdE von 20 v.H. Auf
den Widerspruch der KlÃ¤gerin holte sie ein Gutachten des Chirurgen Dr.S. vom
22.12.1996 ein, der zu dem Ergebnis kam, Unfallfolgen seien ein unter Verformung
knÃ¶chern fest verheilter Bruch des 12. Brust- und des 1. Lendenwirbels mit
Beteiligung des Zwischenwirbelraums. Wahrscheinlich bestehe eine
Verschlimmerung einer unfallfremden Verbiegung der unteren WirbelsÃ¤ule, weiter
eine schmerzhafte BewegungseinschrÃ¤nkung der mittleren und unteren
WirbelsÃ¤ule, die nur teilweise auf die Unfallfolgen zurÃ¼ckgefÃ¼hrt werden
kÃ¶nne. Die MdE werde auf 20 v.H. eingeschÃ¤tzt. Daraufhin gewÃ¤hrte die
Beklagte mit Widerspruchsbescheid vom 14.06.1997 unter Aufhebung
entgegenstehender Bescheide Rente nach einer MdE von 20 v.H â�¦

Im Gutachten vom 17.06.1997 fÃ¼hrte Dr.S. aus, Unfallfolgen seien ein unter
Verformung ausgeheilter Bruch des 12. Brust- und des 1. LendenwirbelkÃ¶rpers,
BewegungseinschrÃ¤nkung der WirbelsÃ¤ule und subjektive Beschwerden. Die MdE
werde durch die Unfallfolgen um 20 v.H. gemindert.

Privatdozent Dr.S. erklÃ¤rte am 11.07.2000 die KlÃ¤gerin klage Ã¼ber zunehmende
Lumbalgien. Der Allgemeinarzt Dr.H. diagnostizierte am 03.08.2001 ein
posttraumatisches WirbelsÃ¤ulensyndrom.

Die KlÃ¤gerin beantragte am 27.11.2001 eine RentenerhÃ¶hung, da sich ihr
Gesundheitszustand verschlechtert habe. Dr.D. wies darauf hin, dass die
Beschwerden im Bereich der LendenwirbelsÃ¤ule nur zur HÃ¤lfte unfallbedingt
seien. Dr.H. bestÃ¤tigte am 10.04.2002, dass vor dem Unfall altersadÃ¤quate
schicksalhafte degenerative VerÃ¤nderungen bestanden hÃ¤tten und die
Ausheilung dadurch erheblich protrahiert gewesen sei. Die glaubhaft vorgetragenen
Beschwerden und die objektiven Befunde zeigten, dass eine deutliche Progredienz
des Leidens festzustellen sei. Die MdE betrage jetzt 35 v.H â�¦
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Dr.S. fÃ¼hrte im Gutachten vom 29.08.2002 aus, eine wesentliche Ã�nderung sei
im Vergleich mit dem maÃ�geblichen Befund vom 22.12.1996 nicht eingetreten.
Unfallfolgen seien ein unter Verformung ausgeheilter Bruch des 12. Brust- und 1.
LendenwirbelkÃ¶rpers, BewegungseinschrÃ¤nkung der WirbelsÃ¤ule und subjektive
Beschwerden. Jetzt sei eine Befundverschlechterung eingetreten, die den mittleren
und unteren Abschnitt der LendenwirbelsÃ¤ule betreffe und keinen
Unfallzusammenhang aufweise. Auch die HWS-Beschwerden seien insgesamt als
unfallunabhÃ¤ngig zu zu beurteilen.

Die Beklagte lehnte eine ErhÃ¶hung der bisherigen Rente mit Bescheid vom
24.09.2002 ab. Die KlÃ¤gerin erhob Widerspruch am 08.10.2002 und fÃ¼hrte aus,
ihr Gesundheitszustand sei so schlecht, dass die MdE mit 20 v.H. zu niedrig
angesetzt sei. Sie bitte, eine entsprechende Ã�berprÃ¼fung vorzunehmen, da sie
sich andererseits sozialgerichtliche Schritte vorbehalten wolle. Sie Ã¼bersandte ein
Attest des Dr.H. vom 08.10.2002, in dem ausgefÃ¼hrt wurde, der Krankheitsverlauf
und der augenblickliche Gesundheitszustand seien mit einer MdE von 20 v.H. nicht
hinreichend gewÃ¼rdigt. Es sei eine MdE von 35 v.H. anzunehmen. Dr.D. erklÃ¤rte
in der Stellungnahme vom 29.10.2002, wegen der unfallbedingten VerÃ¤nderungen
der WirbelsÃ¤ule sei eine MdE von 20 v.H. gerechtfertigt. Im Attest des Hausarztes
werde auf die Trennung der unfallbedingten und unfallfremden
WirbelsÃ¤ulenverÃ¤nderungen nicht eingegangen.

Die Beklagte wies den Widerspruch mit Widerspruchsbescheid vom 27.11.2002
zurÃ¼ck. Die KlÃ¤gerin richtete ein Schreiben vom 27.12.2002 an die Beklagte, in
dem sie ausfÃ¼hrte: "Mit der Ablehnung meines Widerspruchs vom 08.10.2002
durch Ihr Schreiben vom 27.11.2002 bin ich nicht einverstanden. In der
Angelegenheit werde ich anfangs Januar auf Sie zurÃ¼ckkommen."

Die Beklagte forderte die KlÃ¤gerin mit Schreiben vom 20.01.2003 auf, mitzuteilen,
ob ihr Schreiben als Klage gelten solle. Die Tochter der KlÃ¤gerin bat telefonisch um
Zusendung des Bescheides vom September 2002; die KlÃ¤gerin wiederholte diese
Bitte im Schreiben vom 02.02.2003. Mit Schreiben vom 05.02. 2003 bat die
Beklagte die KlÃ¤gerin erneut, mitzuteilen, ob das Schreiben vom 27.12.2002 als
Klage gelten solle. Diese Bitte wiederholte sie mit Schreiben vom 06.03.2003.

Die KlÃ¤gerin erklÃ¤rte durch ihren BevollmÃ¤chtigten mit Schreiben vom
05.03.2003, eingegangen am 14.03.2003, sie habe mit Schreiben vom 21.02.2003
mitgeteilt, dass der Widerspruch als Klage betrachtet werden solle. Die Beklagte
teilte dem BevollmÃ¤chtigten am 07.03.2003 telefonisch mit, dass ein Schreiben
vom 21.02.2003 nicht vorliege. Am 12.03.2003 ging bei der Beklagten das
Schreiben der KlÃ¤gerin vom 21.02.2003 ein. In diesem Schreiben bat die
KlÃ¤gerin, den Widerspruch als Klage im Sinne einer gerichtlichen Ã�berprÃ¼fung
zu betrachten. Sie sei als ausgleichender und konfliktscheuer Mensch bereit
gewesen, bei entsprechender Kulanz auf gerichtliche Schritte zu verzichten. Sie
mÃ¼sse aber um VerstÃ¤ndnis bitten, dass sie ihre berechtigten Interessen
einfordere.

Das Sozialgericht erklÃ¤rte im Schreiben vom 23.05.2003, es sei davon
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auszugehen, dass die KlÃ¤gerin, wenn sie tatsÃ¤chlich hÃ¤tte Klage erheben
wollen, dies in der Ã¼blichen Weise getan hÃ¤tte. Die KlÃ¤gerin habe, wie aus dem
Schreiben vom 21.02.2003 deutlich werde, keineswegs eine Klage erheben wollen,
vielmehr die Beklagte zu einer positiven Ã�berprÃ¼fung der Bescheide bewegen
wollen, um so eine Inanspruchnahme der Gerichte Ã¼berflÃ¼ssig zu machen.
Daher sei die Klage, die die KlÃ¤gerin erst mit Schreiben vom 21.02.2003,
eingegangen am 12.03.2003, erhoben habe, unzulÃ¤ssig.

Der BevollmÃ¤chtigte der KlÃ¤gerin erwiderte mit Schreiben vom 10.06.2003, die
KlÃ¤gerin habe mit Schreiben vom 27.12.2002 nicht nur die Beklagte zu einer
Ã�berprÃ¼fung der Bescheide bewegen wollen. Sie bringe in diesem Schreiben
deutlich zum Ausdruck, dass sie mit der Ablehnung ihres Widerspruchs nicht
einverstanden sei. Dies sei so auszulegen, dass sie sich mit dem gesetzlichen Mittel
gegen den Widerspruchsbescheid wenden wolle. Daher sei das Schreiben als Klage
auszulegen. Nach herrschender Rechtsprechung sei eine Ã¤uÃ�erst groÃ�zÃ¼gige
Auslegung vorzunehmen. Dies werde Ã¼blicherweise auch vom Sozialgericht
Regensburg so gehandhabt.

Das SG hat die Klage mit Gerichtsbescheid vom 17.06.2003 abgewiesen. Mit dem
Schreiben vom 27.12.2002 habe die KlÃ¤gerin nicht Klage erhoben. Dem Schreiben
sei nicht zu entnehmen, dass das Gericht in Anspruch genommen werden solle.
Noch im Schreiben vom 21.02.2003 habe die KlÃ¤gerin mitgeteilt, dass es ihr in
dem frÃ¼heren Schreiben lediglich um eine Gegenvorstellung gegangen sei.

Mit der Berufung vom 07.08.2003 macht die KlÃ¤gerin geltend, das BSG habe im
Urteil vom 28.10.1975 ausgefÃ¼hrt, dass ein nicht rechtskundig vertretener
EmpfÃ¤nger eines Widerspruchsbescheids in der Regel nicht eine Gegenvorstellung,
sondern Klage erheben wolle. Aus ihrem Schreiben vom 27.12.2002 gehe eindeutig
hervor, dass sie mit dem ablehnenden Bescheid nicht einverstanden sei und eine
Ã�berprÃ¼fung wÃ¼nsche. Der Zusatz, "in der Angelegenheit werde ich Anfang
Januar auf Sie zurÃ¼ckkommen", sei eine angekÃ¼ndigte KlagebegrÃ¼ndung.
Daran Ã¤ndere auch der Umstand nichts, dass die Beklagte die KlÃ¤gerin mehrfach
aufgefordert habe, zu bestÃ¤tigen, ob es sich bei dem Schreiben tatsÃ¤chlich um
eine Klage handeln solle. Mit Schreiben vom 21.02. 2003 habe die KlÃ¤gerin zum
Ausdruck gebracht, dass ihr Schreiben tatsÃ¤chlich als Klage zu verstehen sei. Auch
sei das Schreiben vom 27.12.2002 an das Gericht weitergeleitet worden und habe
dort ein Aktenzeichen erhalten. Daraus ergebe sich, dass das Schreiben als Klage
ausgelegt worden sei. Dieses Schreiben sei innerhalb der Klagefrist bei der
Beklagten eingegangen.

Die KlÃ¤gerin stellt den Antrag, den Gerichtsbescheid vom 17.06.2003 sowie den
Bescheid der Beklagten vom 24.09.2002 in Gestalt des Widerspruchsbescheides
vom 27.01. 2002 aufzuheben und die Beklagte zu verurteilen, ihr Verletztenrente
nach einer MdE von mindestens 30 v.H. zu gewÃ¤hren.

Die Beklagte beantragt, die Berufung als unbegrÃ¼ndet zurÃ¼ckzuweisen.

Zur ErgÃ¤nzung des Tatbestandes wird auf den wesentlichen Inhalt der
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beigezogenen Akte der Beklagten sowie der Klage- und Berufungsakten Bezug
genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die form- und fristgerecht eingelegte Berufung ist zulÃ¤ssig, sachlich aber nicht
begrÃ¼ndet.

Von einer weiteren BegrÃ¼ndung wird abgesehen, da die Berufung aus den
GrÃ¼nden der angefochtenen Entscheidung als unbegrÃ¼ndet zurÃ¼ckgewiesen
wird (Â§ 153 Abs.4 SGG).

ErgÃ¤nzend ist noch darauf hinzuweisen, dass gemÃ¤Ã� Â§ 92 SGG eine Klage die
Beteiligten und den Streitgegenstand bezeichnen und einen bestimmten Antrag
enthalten soll. Es muss sich aus dem Inhalt des Schriftsatzes ergeben, dass der
Urheber Ã¼berhaupt eine Klage erheben will, dass er mit einem Verwaltungsakt
unzufrieden ist und dessen NachprÃ¼fung durch ein Gericht begehrt. Ist dieser
Wille nicht erkennbar, so liegt keine Klage vor. Es genÃ¼gt also nicht allein der
Ausdruck der Unzufriedenheit; dann ist es nur eine Gegenvorstellung, unter
UmstÃ¤nden verbunden mit dem Antrag an die erlassende Stelle, den
Verwaltungsakt nochmals zu Ã¼berprÃ¼fen. Eine Klage ist nur gegeben, wenn
ausdrÃ¼cklich die Ã�berprÃ¼fung durch ein Gericht begehrt wird (vgl. Peters-
Sautter-Wolff, SGG, Â§ 92 Anm.1 m.w.N.).

Auch unter BerÃ¼cksichtigung der Entscheidungen des Bundessozialgericht vom
31.01.1974 (SozR 1500 Â§ 92 SGG Nr.1) und vom 28.10.1975 (SozR 1500 Â§ 92
SGG Nr.2) ist die Klage nicht rechtzeitig erhoben. Das Bundessozialgericht hat die
Auffassung vertreten, dass die Klageabsicht ohne Weiteres unterstellt werden kann,
wenn die vom KlÃ¤ger gewÃ¼nschte PrÃ¼fung der Entscheidung nur auf diesem
Wege erreicht werden kann.

Zu Recht hatte aber die Beklagte angesichts des Schreibens der KlÃ¤gerin vom
27.12.2002 Zweifel an der Klageabsicht der KlÃ¤gerin, denn die Formulierung "in
der Angelegenheit werde ich Anfang Januar auf Sie zurÃ¼ckkommen" deutet eher
auf eine Gegenvorstellung und die Absicht der KlÃ¤gerin hin, sich direkt mit der
Beklagten auseinanderzusetzen. SchlieÃ�lich hat sie dies im Schreiben vom
21.02.2003 bestÃ¤tigt, als sie betonte, sie wÃ¤re entsprechender Kulanz der
Beklagten bereit gewesen, auf gerichtliche Schritte zu verzichten.

In diesem Fall, bei berechtigten Zweifeln an der Klageabsicht, erklÃ¤rt das BSG, da
man von einem vernÃ¼nftig handelnden KlÃ¤ger auszugehen habe, sei zu
unterstellen, dass eine RÃ¼ckfrage der Beklagten bei noch offener Frist so gut wie
sicher die rechtzeitige Klarstellung der Klageabsicht zur Folge hÃ¤tte. Gerade diese
Vorstellung des BSG hat sich im Fall der KlÃ¤gerin nicht verwirklicht. Denn die
Beklagte hat zwar mit den Schreiben vom 20.01.2003, 05.02.2003 und 06.03. 2003
bei der KlÃ¤gerin zurÃ¼ckgefragt, ob ihr Schreiben als Klage gelten solle. Weder im
TelefongesprÃ¤ch der Tochter der KlÃ¤gerin mit der Beklagten am 28.01.2003,
noch im Schreiben der KlÃ¤gerin vom 02.02.2003 wurde auf diese Anfragen Bezug
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genommen, noch wurde klargestellt, dass eine Klage beabsichtigt war.

Insofern kann erst das Schreiben vom 21.02.2003, eingegangen bei der Beklagten
am 12.03.2003, als Klageerhebung angesehen werden. Denn es kann hier nicht
davon ausgegangen werden, dass die KlÃ¤gerin die verfahrensrechtliche Lage
verkannt hÃ¤tte, da sie von der Beklagten mehrmals zur Klageerhebung befragt
worden war.

Der Widerspruchsbescheid der Beklagten ist laut Vermerk am 28.11.2002 zur Post
gegeben worden. Der Widerspruchsbescheid muss bekannt gegeben werden, nicht
notwendig zugestellt (Â§ 85 Abs.3 Satz 1 SGG). MÃ¶glich ist also Bekanntgabe
durch einfachen Brief (Â§ 37 SGB X). Der Widerspruchsbescheid gilt dann am dritten
Tag nach der Aufgabe zur Post als bekannt gegeben, auÃ�er wenn er gar nicht oder
spÃ¤ter zugegangen ist. Die Beweislast trifft die Beklagte. Dass der
Widerspruchsbescheid der KlÃ¤gerin spÃ¤testens am 27.12.2002 vorlag, ergibt sich
aus ihrem Schreiben von diesem Tag. Allerdings wÃ¼rde der Nachweis des
tatsÃ¤chlichen Zugangs etwaige FormmÃ¤ngel des Zugangs nicht heilen (vgl.
Meyer-Ladewig, SGG, Â§ 87 Rdnr.4c). BekanntgabemÃ¤ngel â�� zu denen die
KlÃ¤gerin nichts vorgetragen hat â�� kÃ¶nnen aber nicht mehr gerÃ¼gt werden, da
die KlÃ¤gerin die Klage erhoben hat, ohne MÃ¤ngel der Bekanntgabe zu rÃ¼gen
(vgl. Meyer-Ladewig a.a.O., Â§ 85 Anm.8a). Die Klagefrist war also bei
Klageerhebung am 12.03.2003 bereits abgelaufen und die Klage daher verfristet.

Die Kostenentscheidung richtet sich nach Â§ 193 SGG.

GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision gemÃ¤Ã� Â§ 160 Abs.2 Nrn.1 und 2 SGG
liegen nicht vor.

Erstellt am: 17.12.2004

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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